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Weisungsfreie Organe 
Grüne Position 

 
Derzeit können mit Verfassungsbestimmung oder Bundesverfassungsgesetz nach Belieben 
Organe weisungsfrei gestellt werden. Da der verfassungsrechtliche Wildwuchs beendet 
werden soll, stellt sich die Aufgabe, in der Verfassung den einfachen Gesetzgeber zur 
Einrichtung weisungsfreier Organe zu ermächtigen. 
 
„Weisungsfreie Zonen“: 
 
Weisungsfreie Organe sollten die Ausnahme darstellen und stellt sich daher die Frage, wie 
diese Ausnahmen definiert werden. Hiefür gibt es folgende Anknüpfungspunkte: 
 

a) Die Art der Tätigkeit des Organs, wie zB Sachverständigentätigkeit, Wahrung der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung bzw anwaltschaftliche Vertretung diffuser oder 
subjektiver Interessen (zB Umweltanwaltschaften, Gleichbehandlungsanwaltschaft, 
Rechtsschutzbeauftragter), sonstige Kontrolle der Verwaltung (finanzielle Kontrolle), 
Schieds- und Mediationstätigkeit, behördliche Entscheidungen.  

b) Den Verwaltungsbereich, in dem das Organ tätig ist, wie zB Datenschutz-, Dienst-, 
Gleichbehandlungs-, Umweltschutz-, Tierschutz-, Gesundheits- und Jugendrecht, 
Regulierung liberalisierter Märkte. 

 
Eine Möglichkeit der Abgrenzung wäre auch a) aufgrund von EU-Recht zwingende 
Einrichtung des Organs und b) Kontrolle der Verwaltung (zum Schutz subjektiver oder 
diffuser Interessen). Die bisherigen Vorschläge der Ausschüsse 6 und 7 decken jedenfalls 
nicht alle bisherigen Anwendungsfälle ab (siehe dazu zB Positionspapier der 
Umweltanwaltschaften) und sind darüber hinaus nicht stringent. 
 
Sonstige Voraussetzungen: 
 
Da die Weisungsfreiheit in der Frage der Erledigung die parlamentarische Kontrolle 
durchbricht, sind kompensatorische Maßnahmen notwendig. Außerdem sind neben der 
Weisungsfreistellung andere Maßnahmen notwendig, um die Unabhängigkeit des Organs zu 
befördern. Verwaltungskontrollierende Organe befinden sich naturgemäß in einem gewissen 
Spannungsfeld zum Obersten Organ. Aus diesen Gründen sollte die Verfassung mit der 
Weisungsfreistellung der Organe bestimmte Vorsorgen betreffend 
 

• Bestellung und Abberufung 
• Mindestausstattung und 
• Parlamentarische Kontrolle 

 
zwingend verbinden. 
 
Auch in diesem Punkt sind die bisherigen Vorschläge unbefriedigend (zum Punkt 
Mindestausstattung siehe wieder Positionspapier der Umweltanwaltschaften).  
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